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Richter:innen am Rande des Rechtsstaats  

Göttinger Erklärung: Keine Regelanfrage zur Verfassungstreue 

Die Zunahme rechtsradikaler Positionen in der Gesellschaft geht auch an der Justiz 

nicht spurlos vorüber. Die Bundesmitgliederversammlung der Neuen Richtervereini-

gung vom 27./28. November 2021 hat sich mit diesem Phänomen beschäftigt und 

dieses intensiv diskutiert.  

Ausgangspunkt ist für uns die selbstverständliche Pflicht der Richterschaft in ihrer 

Gesamtheit, aber auch in jeder Richterperson, ohne jeden Zweifel für die freiheitlich-

demokratische Grundordnung unserer Verfassung und für die Gewaltenteilung einzu-

treten. Das gilt ebenso für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte.  

Eine Regelanfrage beim Verfassungsschutz vor der Einstellung in den höheren Jus-

tizdienst käme allerdings einer anlasslosen und intransparenten Gesinnungsprüfung 

gleich. Dies lehnen wir ab. Es bestehen bereits jetzt zahlreiche Möglichkeiten, um 

angemessen auf den Verdacht rechtsradikaler Haltungen oder Verstöße gegen das 

Gebot der Verfassungstreue zu reagieren. Ob weitere Instrumente erforderlich sind, 

bedarf sorgfältiger Prüfung.  

Wir sind uns dennoch darüber bewusst, dass Rechtsanwendung nie unpolitisch ist. 

Sie setzt vielfache Wertungen voraus, die ohne gesellschaftliches Vorverständnis 

nicht zu leisten sind. Wesentlich ist, dass die Verantwortlichen dabei die Basis unse-

rer Verfassung achten. Es ist Aufgabe unseres Berufsstands, ebenso wie der gesam-

ten Gesellschaft, autoritären, undemokratischen und rassistischen Tendenzen, wo 

immer sie sichtbar werden, entschieden entgegenzutreten. Die NRV stellt sich den 

erforderlichen Diskussionen und wird sie weiterführen. Es sollte zur Kultur des Mitei-

nanders in der Justiz gehören, diese Diskussionen auch intern zu führen.  

 


